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1. Stellungnahmen gem. Verfahren nach § 4 BauGB 
Die Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden (nachfolgend gemeinsam auch „TöB“ genannt) 
wurden gemäß Baugesetzbuch am Verfahren beteiligt.  

 TöB ohne Stellungnahme: 
Folgende Träger öffentlicher Belange haben keine Stellungnahme abgegeben: 

Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung Memmingen 
Bayerischer Bauernverband, Geschäftsstelle Erkheim 
Bayerisches Landesamt für Umwelt 
Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege Koordination Bauleitplanung 
BUND Naturschutz in Bayern e.V. Kreisgruppe Memmingen-Unterallgäu 
Deutsche Telekom Technik GmbH 
DSLmobil GmbH 
Energie Schwaben GmbH 
Marktgemeinde Markt Wald 
Gemeinde Salgen 
Gemeinde Walkertshofen 
Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. 
Markt Kirchheim 
Markt Tussenhausen 
Naturpark Augsburg Westliche Wälder e.V. 
Zweckverband Stauden-Wasserversorgung 
 
Abwägung: 
Es wird festgestellt, dass von obigen Trägern öffentlicher Belange keine Stellungnahmen eingegangen 
sind. Es wird davon ausgegangen, dass die wahrzunehmenden Belange dieser TöB durch die Planungen 
nicht berührt werden bzw. die Belange bereits ausreichend berücksichtigt wurden. 

Beschlussvorschlag:   
Der Rat stimmt dem Abwägungsvorschlag zu.   
 
Ja-Stimmen: 

    

 
Nein-Stimmen: 
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 TöB ohne Bedenken und Einwände: 
1.2.1 Regierung von Oberbayern, mit Schreiben vom 22.10.2024 
Stellungnahme:  
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1.2.2 Staatliches Bauamt Kempten, mit Schreiben vom 23.10.2024 
Stellungnahme:  
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1.2.3 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, mit 
Schreiben vom 23.10.2024 

Stellungnahme:  
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1.2.4 Handwerkskammer für Schwaben Geschäftsbereich Beratung, Recht und IT, mit Schreiben vom 
25.10.2024 

Stellungnahme: 
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1.2.5 IHK Schwaben, mit Schreiben vom 29.10.2024 
Stellungnahme: 
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1.2.6 Landratsamt Unterallgäu Abteilung Bauwesen, mit Schreiben vom 30.10.2024 
Stellungnahme: 
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1.2.7 Schwaben Netz GmbH, mit Schreiben vom 31.10.2024 
Stellungnahme: 
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1.2.8 Gemeinde Balzhausen VG Thannhausen, mit Schreiben vom 14.11.2024 
Stellungnahme: 
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1.2.9 LEW Verteilnetz GmbH (LVN), mit Schreiben vom 14.11.2024 
Stellungnahme: 
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1.2.10 Regionalverband Donau-Iller, mit Schreiben vom 18.11.2024 
Stellungnahme: 

 

 

 



 
Abwägungen zum Verfahren gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB               Stand 30.07.2026 

 
  Seite 16 von 50   

1.2.11 Gemeinde Aichen VG Ziemetshausen, mit Schreiben vom 15.11.2024 
Stellungnahme: 
 

 

 

 

Abwägung: 
Die Stellungnahmen 1.2.1 bis 1.2.11 werden zur Kenntnis genommen. Eine Anpassung des Bauleitplanes 
ist nicht erforderlich.  

Beschlussvorschlag:   
Der Rat stimmt dem Abwägungsvorschlag zu.   
 
Ja-Stimmen: 

    

 
Nein-Stimmen: 
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 Zu behandelnde Stellungnahmen: 
1.3.1 Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Krumbach-Mindelheim, mit Schreiben vom 

31.10.2024 
Stellungnahme:  
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Abwägung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Inhalte wurden in die Abwägung eingestellt.  

Die Stellungnahme des Amts für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten wurde zur Kenntnis genommen 
und die Inhalte wurden in die Abwägung eingestellt. Freiflächenphotovoltaikanlagen tragen erheblich 
zur nachhaltigen Energiegewinnung bei und unterstützen die Ziele der Energiewende. Sie ermöglichen 
die Nutzung erneuerbarer Energien und reduzieren die Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen. Durch 
die Installation von Photovoltaikanlagen auf Freiflächen wird der Ausstoß von Treibhausgasen verringert, 
was aktiv zum Klimaschutz beiträgt. Freiflächen, die für Photovoltaikanlagen genutzt werden, können 
gleichzeitig als landwirtschaftliche Flächen dienen, beispielsweise wie hier durch die Beweidung mit 
Schafen. Dies unterstützt die Pflege der Flächen und ermöglicht gleichzeitig eine landwirtschaftliche 
Nutzung. Bereits versiegelte Flächen oder Konversionsflächen stehen im benötigten Umfang im 
Gemeindegebiet nicht zur Verfügung. Dennoch legt die Gemeinde großen Wert darauf, dass die 
Ausweisungen im Gemeindegebiet räumlich verteilt erfolgen und nicht auf eine einzelne, 
zusammenhängende Fläche konzentriert werden. 

Bei den Flächen handelt es sich nicht um hochproduktive landwirtschaftliche Flächen. Ein vollständiger 
Entzug ist zudem durch das Vorhaben nicht gegeben. Im Zuge der Errichtung der Anlage wird die 
landwirtschaftliche Nutzung von einer ackerbaulichen Nutzung in eine extensive Grünlandnutzung mit 
Schafbeweidung umgewandelt. Die Gemeinde misst in ihrer Abwägung dem Klimaschutz ein hohes 
Gewicht bei. Im vorliegenden Fall werden die Belange des Klimaschutzes - unter Berücksichtigung der 
positiven Auswirkung einer Dreifachnutzung – Photovoltaik, Landwirtschaft, Naturschutz – höher 
gewichtet. Im Gemeindegebiet verbleiben ausreichend landwirtschaftliche Flächen. Nach dem Rückbau 
der Anlage können die Flächen zudem wieder problemlos in die Landwirtschaft zurückgeführt werden.  

Der Hinweis zur Themenplattform für das Planen und Genehmigen von Freiflächen-Photovoltaikanlagen 
wird zur Kenntnis genommen. Im Dezember 2024 wurde ein weiteres Ministerialschreiben zur 
Bauplanungsrechtlichen Eingriffsregelung veröffentlicht. Danach wäre das Verfahren in den 
Anwendungsfall 1 einzuordnen, welcher beinhaltet, dass kein naturschutzrechtlicher Ausgleich mehr 
nötig ist. Da die Grünordnungsmaßnahmen hauptsächlich für den Ausgleich des Landschaftsbildes 
geplant sind, hält die Gemeinde an der Planung fest. 

Im Ergebnis hält die Gemeinde mit Verweis auf die Begründung an der Planung fest. 

 
Beschlussvorschlag:   
Der Rat stimmt dem Abwägungsvorschlag zu.   
 
Ja-Stimmen: 
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Nein-Stimmen: 
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1.3.2 Wasserwirtschaftsamt Kempten, mit Schreiben vom 31.10.2024 
Stellungnahme:  
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Abwägung: 
Die Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes wird zur Kenntnis genommen. Die Inhalte wurden in die 
Abwägung eingestellt.  

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Altlasten vorhanden sind und keine Wasserversorgung 
notwendig ist. Die Verwendung von grundwasserunschädlichen Reinigungsmitteln bei der Pflege und 
Wartung der Module ist in den Textlichen Festsetzungen aufzunehmen.  

Das Verbot zum Einsatz von Pflanzenschutzmitteln, genauso wie zum Einsatz von Düngemitteln, ist 
bereits in den Textlichen Festsetzungen integriert 

Im Ergebnis hält die Gemeinde mit Verweis auf die Begründung des Bauleitplans an der Planung fest. 

 

Beschlussvorschlag:   
Der Rat stimmt dem Abwägungsvorschlag zu.   
 
Ja-Stimmen: 

    

 
Nein-Stimmen: 
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1.3.3 Regierung von Schwaben, mit Schreiben vom 21.10.2024 
Stellungnahme: 
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Abwägung: 
Die Stellungnahme der Regierung von Schwaben wird zur Kenntnis genommen. Die Inhalte wurden in 
die Abwägung eingestellt.  

Der Ausbau erneuerbarer Energien ist von überragendem öffentlichem Interesse und dient der 
öffentlichen Sicherheit. Die EU-Kommission und die Bundesregierung haben die besondere Bedeutung 
der erneuerbaren Energien im „Osterpaket“ mit § 2 EEG verankert. Bis die Stromerzeugung im 
Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sollen die erneuerbaren Energien als vorrangiger Belang 
in die Schutzgüterabwägungen eingebracht werden. Die Notwendigkeit des Ausbaus von Photovoltaik-
Anlagen steht außer Frage und negative Auswirkungen auf andere zentrale gesellschaftliche Bereiche 
müssen bedacht und vermieden werden. Um diesen Vorgaben nachzukommen, hat die Gemeinde 
Eppishausen den Ausbau von Freiflächenanlagen beschlossen. Dabei sollen in jeder Gemarkung 
entsprechende Anlagen entstehen. 

Der Regionalplan wurde zwischenzeitlich (am 02.12.2024) vom Ministerium für Landesentwicklung und 
Wohnen Baden-Württemberg im Einvernehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft, 
Landesentwicklung und Energie genehmigt und ist seit dem 21.12.2024 verbindlich. Im 
gegenständlichen Plangebiet wurde das landschaftliche Vorbehaltsgebiet in ein Vorbehaltsgebiet für 
Erholung (B I 6 G (5)) überführt. Dazu heißt es im Grundsatz B I 6 G (6), dass den Belangen Erholung und 
Landschaftsbild bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen ein besonderes 
Gewicht beigemessen werden soll. Umweltbelastungen, einschließlich Lärmemissionen, sollen in diesen 
Gebieten möglichst geringgehalten und ggf. reduziert werden. Die Kulturlandschaft soll im Hinblick auf 
ihre Eignung für Kur, Freizeit sowie natur- und kulturgebundener Erholung weiterentwickelt werden. Die 
gesamte Gemeindefläche liegt im Vorbehaltsgebiet für Erholung. 

Umweltbelastungen oder beeinträchtigende Lärmemissionen gehen vom geplanten Solarpark nicht aus, 
ebenso wenig Staub-, Geruchs- oder Schadstoffemissionen. Durch die dauerhafte Bodenvegetation 
reduziert sich auch die Gefahr von Wind- oder Wassererosion. Der Verzicht auf den Einsatz von 
Düngemitteln und Pestiziden wirkt sich positiv auf die Umwelt aus. Die geplanten Maßnahmen zur 
Einbindung der Anlage in das Landschaftsbild, wie Anpflanzungen mit standortheimischen Hecken und 
Sträuchern im Nordosten und Norden und Streuobstbäumen im Südwesten, sowie der Erhalt der 
vorhandenen Strukturen im Nordwesten, tragen dazu bei, dass die Erholungsfunktion der umgebenden 
Flächen erhalten bleibt. Zudem ermöglicht die extensive Grünlandnutzung mit Schafbeweidung eine 
naturnahe Nutzung der Fläche, die sowohl der Erholung als auch dem Naturschutz zugutekommt. Im 
Südwesten wurde in einem ca. 40 m breiten Streifen die erlaubte Anlagenhöhe begrenzt, um die Anlage 
verträglich in die Landschaft zu integrieren. 

Gemäß Stellungnahme des Regionalverbands Donau Iller vom 18.11.2024 (siehe Punkt 1.2.10) 
bestehen weder gegen die Lage im ursprünglichen Randgebiet des landschaftlichen 
Vorbehaltsgebiets noch gegen die Lage im Vorbehaltsgebiet für Erholung Einwände, 

Die Nutzung der Fläche für Photovoltaikanlagen ist damit mit den Grundsätzen des Regionalplans 
vereinbar.  

 

Die Planunterlagen sind hinsichtlich des aktuellen Regionalplans anzupassen und mit den Ausführungen 
zur Abwägung der Belange in der Begründung zu ergänzen.   

Im Ergebnis hält die Gemeinde mit Verweis auf die Begründung des Bauleitplans an der Planung fest. 
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Beschlussvorschlag:   
Der Rat stimmt dem Abwägungsvorschlag zu.   
 
Ja-Stimmen: 

    

 
Nein-Stimmen: 
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1.3.4 Verwaltungsgemeinschaft Stauden, mit Schreiben vom 14.11.2024 
Stellungnahme:  
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Abwägung: 
Die Stellungnahme der Gemeinde Mittelneufnach wird zur Kenntnis genommen. Die Inhalte wurden in 
die Abwägung eingestellt.  

Der Hinweis zum Verlust hochwertiger landwirtschaftlicher Flächen wird zur Kenntnis genommen. Die 
Boden-/Grünlandgrundzahlen reichen von 50 bis 56 und besitzen damit eine durchschnittliche 
Wertigkeit. Wenn man die äußeren Umstände, hier vor allem die Hanglage, mit einbezieht, erhält man 
die Acker-/Grünlandzahl, welche von 38 bis 47 reicht und damit als gering bis durchschnittlich 
einzuordnen ist. Die umliegenden Ackerflächen weisen im Durchschnitt höhere Acker-/Grünlandzahlen 
von 47 bis 52 auf. Nach Rücksprache mit dem Grundstückseigentümer ist die Fläche aufgrund der 
Hanglage und des abfließenden Niederschlagswassers schwer zu bewirtschaften. Die Kombination aus 
minimaler Versiegelung durch die Anlage und die Entwicklung von Grünland verbessert den 
Erosionsschutz langfristig. 

Der Hinweis zur derzeitigen Nutzung als biologischer Landbau wird zur Kenntnis genommen und die 
Eingriffs- und Ausgleichsberechnung entsprechend angepasst. Dennoch entsteht dort faktisch eine 
ökologische Aufwertung der Fläche über die gesamte Betriebszeit der Anlage. Zusätzlich zu einer 
Verbesserung der faunistischen und floristischen Artenvielfalt kann durch die Anlage ein erhöhter 
Beitrag zum Klima- und Bodenschutz sowie für den Wasserhaushalt erreicht werden. Grünland eignet 
sich besser zum Schutz vor Erosion durch Wasser (und Wind), da die Wurzelstruktur den Boden 
stabilisiert. und das Retentionsvermögen des Bodens erhöht wird. Die Anpflanzungen um den geplanten 
Solarpark sowie einer extensiven Streuobstwiese erhöhen die ökologische Vielfalt deutlich. Die Belange 
des Naturschutzes werden durch das Vorhaben berücksichtigt. 

Auch der Hinweis zur Beeinträchtigung des Landschaftsbildes in Richtung der Gemeinde Mittelneufnach 
wird zur Kenntnis genommen. Zusätzlich zu der südlichen Eingrünung ist in der neuen Planung eine 
Eingrünung im Nordosten Richtung Reichertshofen anzupflanzen. Infolgedessen ist entlang der 
gesamten nördlichen und nordöstlichen Grenze in Richtung Reichertshofen eine Eingrünung 
vorgesehen. Die geplante Eingrünung im Nordosten ist geeignet, die optische Wirkung der PV-Anlage 
auf das nordöstlich liegende Reichertshofen deutlich zu mindern. Da die Module nach Süden 
ausgerichtet sind, sind keine Reflexionen in Richtung der Ortschaft zu erwarten. Eine strukturreiche, 
standortgerechte Eingrünung entlang der nordöstlichen und nördlichen Grenze kann die technische 
Wirkung der Unterkonstruktion wirksam mindern und das Landschaftsbild aus Sicht der 
Nachbargemeinde deutlich entlasten. Das Vorhabengebiet liegt in keinem Landschaftsschutzgebiet. 
Auswirkungen auf angrenzende Gebiete werden durch die Maßnahmen gemindert. Erhebliche 
Beeinträchtigungen z. B. durch Lärm, Staub- oder Geruchsemissionen liegen nicht vor. 

Der Hinweis zur Betrachtung der Belange des Touristik- und Hotelleriegewerbe wird zur Kenntnis 
genommen. Durch die geplante Eingrünung entlang der Nordostseite wird eine visuelle teilweise 
Abschirmung geschaffen, die das Landschaftsbild aus Sicht der touristischen Einrichtungen deutlich 
entlastet. Darüber hinaus kann die Maßnahme zur Erhöhung der Strukturvielfalt in der Agrarlandschaft 
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beitragen. Die geplante extensive Beweidung der Fläche mit Schafen stellt nicht nur eine 
naturschutzfachlich sinnvolle Nutzung dar, sondern kann auch als kulturell verankertes 
Landschaftselement wahrgenommen werden. Solche traditionellen Nutzungsformen fördern 
die Identifikation mit der Region und können – bei entsprechender Kommunikation – sogar touristisch 
positiv wahrgenommen werden. Insgesamt ist der Einfluss auf die touristische Nutzung und die 
Hotellerie als gering bis moderat einzustufen. Die geplanten landschaftsbildpflegerischen Maßnahmen 
tragen dazu bei, mögliche Beeinträchtigungen zu minimieren und gleichzeitig ökologische und 
kulturelle Qualitäten zu stärken.  

Der Hinweis zur Ablehnung eines ähnlichen Vorhabens im Gemeindegebiet der Gemeinde 
Mittelneufnach wird zur Kenntnis genommen. Die dortige Entscheidung über ein ähnliches Vorhaben 
stellt jedoch keine bindende Vorgabe für die Gemeinde Eppishausen dar. Die Standortbedingungen 
sollten in jedem Vorhaben individuell betrachtet werden. Die Belange der Nachbargemeinde wurden im 
Rahmen der Abwägung berücksichtigt, führen jedoch unter Würdigung aller Umstände nicht zur 
Ablehnung des Vorhabens. 

Die Gemeinde Eppishausen misst in ihrer Abwägung dem Klimaschutz ein hohes Gewicht bei. Im 
vorliegenden Fall werden die Belange des Klimaschutzes - unter Berücksichtigung der positiven 
Auswirkung einer Dreifachnutzung – Photovoltaik, Landwirtschaft, Naturschutz – sehr hoch gewichtet. 

In den Planunterlagen sind die Belange der Gemeinde Reichertshofen zu berücksichtigen und 
entsprechend der Abwägung einzuarbeiten. 

Im Ergebnis hält die Gemeinde mit Verweis auf die Begründung des Bauleitplans an der Planung fest. 

Beschlussvorschlag:   
Der Rat stimmt dem Abwägungsvorschlag zu.   
 
Ja-Stimmen: 

    

 
Nein-Stimmen: 
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1.3.5 Landratsamt Unterallgäu - Sachgebiet Wasserrecht und Gewässeraufsicht, mit Schreiben vom 
27.11.2024 

Stellungnahme:  
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Abwägung: 
Die Stellungnahme des Landratsamtes Unterallgäu - Sachgebiet Wasserrecht und Gewässeraufsicht 
wurde zur Kenntnis genommen und die Inhalte wurden in die Abwägung eingestellt. Es wurde 
festgestellt, dass für die geplante Freiflächenphotovoltaikanlage keine Wasserversorgung notwendig ist 
und es nicht in einem Wasserschutzgebiet liegt. Eine Stellungnahme hinsichtlich der 
Abwasserbeseitigung ist nicht erforderlich, da kein häusliches Schmutzwasser anfallen wird. 

Außerdem wird festgestellt, dass die Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers breitflächig 
stattfindet. Die Reinigung der Solarmodule ist lediglich mit Wasser ohne weitere Zusätze durchzuführen. 
Ein entsprechender Hinweis ist in die Textlichen Festsetzungen mit aufzunehmen. 

Im Ergebnis hält die Gemeinde mit Verweis auf die Begründung des Bauleitplans an der Planung fest.  

 

Beschlussvorschlag:   
Der Rat stimmt dem Abwägungsvorschlag zu.   
 
Ja-Stimmen: 

    

 
Nein-Stimmen: 
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1.3.6 Amt für Ländliche Entwicklung Schwaben, mit Schreiben vom 11.12.2024 
Stellungnahme: 
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Abwägung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Inhalte wurden in die Abwägung eingestellt.  

Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich das Verfahrensgebiet innerhalb eines aktuell laufenden 
Flurneuordnungsverfahrens liegt und dass dort keine Baumaßnahmen geplant sind. Der Hinweis, dass 
nicht alle Flächen im gleichen Eigentum liegen, wird zur Kenntnis genommen. Das Flurstück 137, 
Gemarkung Könghausen ist aufgrund der Grundstücksverhältnisse aus der Planung zu nehmen. Die 
Planunterlagen sind entsprechend anzupassen. 

Im Ergebnis hält die Gemeinde mit Verweis auf die Begründung des Bauleitplans an der Planung fest.  

 

Beschlussvorschlag:   
Der Rat stimmt dem Abwägungsvorschlag zu.   
 
Ja-Stimmen: 

    

 
Nein-Stimmen: 
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2. Stellungnahmen gem. Verfahren nach § 3 BauGB  
Die Öffentlichkeit wurde gemäß Baugesetzbuch am Verfahren beteiligt. Während der Auslegungsfrist 
konnte jedermann Stellungnahmen zur Planung abgeben. Es wurden 5 Stellungnahmen abgegeben.  

Stellungnahme:  
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Abwägung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Inhalte wurden in die Abwägung eingestellt.  

Die grundsätzliche Kritik an der Nutzung landwirtschaftlicher Flächen für Photovoltaik wird zur Kenntnis 
genommen. Die Gemeinde Eppishausen erkennt die Wichtigkeit der Nutzung von Dachflächen zur 
Stromerzeugung an. Ein erheblicher Teil geeigneter Dachflächen befindet sich jedoch in Privatbesitz, 
sodass die Gemeinde hier nur einen begrenzten Einfluss hat. Für das Gelingen der Energiewende ist 
jedoch ein Mix aus verschiedenen Technologien, Dachanlagen, Solarparks und weitere erneuerbare 
Energien-Technologien, notwendig. Solarparks leisten einen wichtigen Beitrag für die gesamte 
Gesellschaft, weil sie eine zentrale Rolle in der Energiewende und im Klimaschutz spielen. Sie 
ermöglichen eine schnelle, kostengünstige und großvolumige Erzeugung von erneuerbarem Strom, was 
die Abhängigkeit von fossilen Energieträgern verringert und damit sowohl Klimaziele als auch 
Energieversorgungssicherheit unterstützt. Durch die niedrigen Stromentstehungskosten sinken 
langfristig auch die Energiekosten für Haushalte und Unternehmen. Durch den Anschluss an Mittel- der 
Hochspannungsnetze können sie zur Stabilisierung des Stromsystems beitragen, insbesondere wenn sie 
mit Speichern oder Lastmanagement kombiniert werden. Durch die ökologische Aufwertung der Flächen 
unter den Modulen entstehen neue Lebens- und Rückzugsräume für Tier- und Pflanzenarten. Insgesamt 
fördern großflächige Photovoltaik-Freiflächenanlagen also nicht nur den Klimaschutz und eine sichere 
Energieversorgung, sondern stärken auch wirtschaftliche Stabilität, regionale Entwicklung und den 
Naturschutz. Die Flächenversiegelung bei dem Solarpark ist aufgrund der Gründung mittels 
Rammpfosten minimal. Durch eine extensive Nutzung mit Schafbeweidung wird die Fläche ökologisch 
aufgewertet und weiterhin landwirtschaftlich genutzt wird. 

Es ist gesetzlich geregelt, dass die Einnahmen aus der Gewerbesteuer zu 90 Prozent an die 
Standortgemeinde des Solarparks gehen, und nur zu 10 % an die Gemeinde, in der der Betreiber seinen 
Hauptsitz hat. Insofern wäre auch bei einem Betreiberwechsel die Zahlung des Großteils der 
Gewerbesteuereinnahmen an die Standortgemeinde gesichert. Der Vorhabenträger ist jedoch ein 
Unternehmen, dem es ein besonderes Anliegen ist, Planung, Bau und spätere Betriebsführung aus einer 
Hand zu verantworten. Eine Veräußerung an potenzielle Investoren ist weder vorgesehen noch 
beabsichtigt. Der Vorhabenträger ist ein mittelständisches Familienunternehmen mit über 20 Jahren 
Erfahrung in der Planung, dem Bau und dem Betrieb von Energieanlagen und mit mehr als 1.000 MW 
installierter Leistung. 

Die vorgebrachten Bedenken hinsichtlich der Umweltbilanz von Solarmodulen sind grundsätzlich 
nachvollziehbar, beziehen sich jedoch überwiegend auf globale Lieferketten und weniger auf die 
konkrete Planung und Umsetzung vor Ort. Bei der Bewertung erneuerbarer Energien sollte nicht allein 
die Herstellung und der Transport einzelner Komponenten betrachtet werden, sondern eine umfassende 
Lebenszyklusbetrachtung, die Produktion, Nutzung und Entsorgung gleichermaßen einbezieht. Auf 
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dieser Grundlage ergibt sich für Photovoltaik ein deutlich positives ökologisches Gesamtbild, 
insbesondere im Vergleich zu vielen konventionellen Formen der Energieerzeugung. 

Gleichzeitig ist festzustellen, dass China derzeit rund 80 % der globalen Wertschöpfungskette im Bereich 
der Photovoltaik kontrolliert. Eine Beschränkung auf ausschließlich deutsche oder europäische Produkte 
ist vor diesem Hintergrund gegenwärtig nicht realistisch, ohne den notwendigen Ausbau der 
Solarenergie erheblich zu verlangsamen und damit die Erreichung von Klimaschutzzielen zu gefährden. 
Aspekte wie Umweltstandards und Menschenrechte innerhalb globaler Lieferketten sind zweifellos von 
großer Bedeutung, sollten jedoch handelspolitisch und regulatorisch adressiert werden, anstatt den 
Einsatz von Solarmodulen pauschal zu untersagen (Fraunhofer ISE, 2024, „Aktuelle Fakten zur 
Photovoltaik in Deutschland“) 

Aus rein ökologischer Perspektive bleibt die Photovoltaik, auch unter Berücksichtigung von Herstellung 
und Transport, eine der klimafreundlichsten verfügbaren Energieformen. 

Die Auswirkungen auf das Landschaftsbild wurden geprüft und vor allem in Richtung Reichertshofen in 
den Planunterlagen spezifiziert. Offizielle Wander- und Radwege verlaufen in über 1,7 km Entfernung. 
Ein örtlicher Wanderweg führt in 160 m Entfernung südwestlich an dem Solarpark vorbei. Der Solarpark 
kann jedoch aufgrund der bestehenden Wohnbebauungen, Ortsrandeingrünung, der Topographie 
sowie der geplanten vorgelagerten Streuobstwiese nicht oder nur an bestimmten Punkten des Weges 
kurzzeitig eingesehen werden. Die Planung ist zur besseren landschaftlichen Einbindung mit zusätzlicher 
Eingrünung nach Norden und Osten hin zu ergänzen. Die Staudenlandschaft bleibt durch die dann fast 
komplett ringsum verlaufende Eingrünung, eine vorgelagerte Streuobstwiese und das geplante 
Pflegekonzept landschaftlich eingebunden. Schädliche Emissionen gehen von dem Solarpark nicht aus. 
Die Wegebeziehungen bleiben bestehen, die Fläche selbst ist bereits jetzt nicht für Erholungssuchende 
zugänglich. Für Kleintiere bleibt der Zugang zur Fläche aufgrund des Bodenabstandes des Zauns 
bestehen. Für viele Arten bietet der Solarpark dank der Extensivierung einen Rückzugs- und Lebensraum.   

Der Hinweis zur Glättung tageszeitlicher und saisonaler Schwankungen wird zur Kenntnis genommen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass Anlagen zur Speicherung bereits Bestandteil der Planung sind.  

Die in dem Kriterienkatalog genannte Flächenobergrenze von 5 ha Freiflächen-Photovoltaikanlagen in 
der Gemarkung Könghausen ist nur ein Teil der geplanten PV-Fläche in der Gemeinde Eppishausen. Im 
gesamten Gemeindegebiet sind 30 ha geplant. Die Gemeinde möchte damit eine Konzentration auf nur 
ein Gebiet vermeiden. Die Flächengröße von 6,5 ha für den gegenständlichen Solarpark ist aus Sicht der 
Gemeinde vertretbar, da sie eine kompakte, landschaftsverträgliche Umsetzung ermöglicht und wurde 
bereits vor Beginn der Planung im Gemeinderat abgestimmt.  

Im Ergebnis hält die Gemeinde mit Verweis auf die Begründung der Flächennutzungsplanänderung an 
der Planung fest. 

 

Beschlussvorschlag:   
Der Rat stimmt dem Abwägungsvorschlag zu.   
 
Ja-Stimmen: 

    

 
Nein-Stimmen: 
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Stellungnahme: 
 

 
 
 
Abwägung: 
Die Stellungnahme wurde in die Abwägung einbezogen. Die Bedeutung des Naturparks „Augsburg – 
Westliche Wälder“ für den Tourismus in der Region wird anerkannt. Der geplante Solarpark liegt 
innerhalb des Naturparks, jedoch außerhalb von Schutzgebieten oder besonders sensiblen Bereichen. 
Die Planung orientiert sich an den dort geltenden Grundsätzen, insbesondere an der Vielfältigkeit der 
Nutzungsformen durch die Kombination aus Solarenergie und Schafbeweidung. 

Die Fläche wird nicht versiegelt, sondern extensiv mit Schafen beweidet. Durch die naturnahe Pflege, 
den Verzicht auf Dünge- und Pflanzenschutzmittel im gesamten Plangebiet sowie die geplante 
Eingrünung und Streuobstwiese wird die Fläche ökologisch aufgewertet. Die Module sind nach Süden 
ausgerichtet, sodass keine Blendwirkung in Richtung Reichertshofen zu erwarten ist. Je nach Standort ist 
die Modulfläche jedoch von Norden aus (teilweise) einsehbar. Um den Solarpark auch nach Norden und 
Osten besser in die Landschaft einzubinden, sind hier zusätzliche Grünstreifen mit Strauchpflanzungen 
anzulegen. Dies ist in den Planunterlagen zu ergänzen.  

Offizielle Wander- und Radwege verlaufen in deutlichem Abstand zur Anlage (mindestens 1,7 km), eine 
unmittelbare Beeinträchtigung des touristischen Wegenetzes ist nicht gegeben. Auch hier sei erwähnt, 
dass ein örtlicher Wanderweg in 160 m Entfernung südwestlich an dem Solarpark vorbeiführt. Der 
Solarpark kann jedoch aufgrund der bestehenden Wohnbebauungen, Ortsrandeingrünung, der 
Topographie sowie der geplanten vorgelagerten Streuobstwiese nicht oder nur an bestimmten Punkten 
des Weges kurzzeitig eingesehen werden. Schädliche Emissionen gehen von dem Solarpark nicht aus. 
Die Wegebeziehungen bleiben bestehen, die Fläche selbst ist bereits jetzt nicht für Erholungssuchende 
zugänglich. Für Kleintiere bleibt der Zugang zur Fläche aufgrund des Bodenabstandes des Zauns 
bestehen. Für viele Arten bietet der Solarpark dank der Extensivierung einen Rückzugs- und Lebensraum.  
Die Maßnahme leistet einen Beitrag zur regionalen Energiewende und steht im Einklang mit den Zielen 
des Naturparks, insbesondere dem Klimaschutz und der Förderung nachhaltiger Landnutzung.  

Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass Photovoltaikanlagen in der Bevölkerung nicht ausschließlich 
kritisch wahrgenommen werden, sondern auch zahlreiche positive Aspekte verkörpern. Sie leisten einen 
wichtigen Beitrag zum Klimaschutz und können zugleich das positive Außenbild der Gemeinde stärken, 
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indem sie das Engagement für eine nachhaltige und zukunftsorientierte Energieversorgung sichtbar 
machen. 

Im Ergebnis hält die Gemeinde mit Verweis auf die Begründung der Flächennutzungsplanänderung an 
der Planung fest. 

Beschlussvorschlag:   
Der Rat stimmt dem Abwägungsvorschlag zu.   
 
Ja-Stimmen: 

    

 
Nein-Stimmen: 
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Stellungnahme: 

Abwägung: 
Die Stellungnahme wurde in die Abwägung einbezogen. Der Einwand betrifft die unmittelbare 
Nachbarschaft zur geplanten PV-Anlage sowie mögliche Auswirkungen auf die Flächenbewirtschaftung, 
die Flurbereinigung und das Wohngebäude. 

Die angrenzenden Flurstücke 129 (Gemarkung Könghausen) und 151 (Gemarkung Reichertshofen) 
liegen am Rand des Geltungsbereichs. Die geplante Anlage wird durch eine Eingrünung und 
Einfriedung landschaftlich eingebunden. Diese Maßnahmen dienen dem Schutz des Landschaftsbildes 
und der Abgrenzung der Anlage, stellen jedoch keine Beeinträchtigung der angrenzenden 
landwirtschaftlichen Nutzung dar. Zu den genannten Flurstücken hat der Zaun einen Mindestabstand 
von 7 m. Die Anpflanzung erfolgt zaunseitig in ausreichendem Abstand zu den Nachbarflächen.  

Die Hinweise zur laufenden Flurbereinigung werden zur Kenntnis genommen. Die Planung des 
Solarparks erfolgt unabhängig vom Flurbereinigungsverfahren, das eigenständig über die Zuteilung von 
Flächen entscheidet. Die Planung schließt eine Zuteilung angrenzender Flächen nicht grundsätzlich aus, 
sondern stellt lediglich eine neue Rahmenbedingung dar, die im Verfahren berücksichtigt werden kann. 

Die Solarmodule sind nach Süden geneigt. Gemäß den „Hinweisen zur Messung, Beurteilung und 
Minderung von Lichtimmissionen“ (LAI 2012) sind Immissionsorte hinsichtlich einer möglichen Blendung 
kritisch zu sehen und näher zu untersuchen, die vorwiegend westlich oder östlich einer 
Photovoltaikanlage liegen und nicht weiter als ca. 100 m von dieser entfernt sind. Immissionsorte, die 
vorwiegend südlich von einer Photovoltaikanlage liegen, sind nur bei Photovoltaik-Fassaden (senkrecht 
angeordnete Photovoltaikmodule) zu berücksichtigen. Bei einer schräg aufgestellten und nach Süden 
ausgerichteten Photovoltaikanlage werden die Sonnenstrahlen mittags durch die Neigung der 
Modulflächen „nach oben“ reflektiert. Eine Beeinträchtigung des ca. 230m südlich liegenden Gebäudes 
ist daher nicht gegeben. 
 
Im Ergebnis hält die Gemeinde mit Verweis auf die Begründung der Flächennutzungsplanänderung an 
der Planung fest. 
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Beschlussvorschlag:   
Der Rat stimmt dem Abwägungsvorschlag zu.   
 
Ja-Stimmen: 

    

 
Nein-Stimmen: 
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Stellungnahme:  
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Abwägung: 
Die Stellungnahme wurde in vollem Umfang geprüft. Die angesprochenen Themen betreffen 
insbesondere den Erhalt bestehender Gehölzstrukturen, den Schutz von Arten, Fragen zur 
landwirtschaftlichen Nutzung, zur Tierhaltung, zur technischen Sicherheit sowie zur gesundheitlichen 
Wirkung der Anlage. 

Der bestehende Gehölzbewuchs wird durch die Planung nicht berührt. Es sind keine Rodungen für die 
Errichtung des Solarparks vorgesehen. Die angrenzenden Strukturen bleiben erhalten und werden durch 
die geplante Nutzung nicht beeinträchtigt. Die dort lebenden Tierarten werden nicht gefährdet, sondern 
im Gegenteil wird deren Nahrungsangebot durch die Grünflächen innerhalb des Solarparks erhöht. 
Blühflächen sind im aktuellen Planungsstand nicht vorgesehen, jedoch ist festzustellen, dass das 
geplante Extensivgrünland und die Pflanzmaßnahmen eine deutlich größere Biodiversität als die aktuell 
bestehenden Ackerflächen aufweisen wird.  

Die Anforderungen an die Tierhaltung, wie Wasserversorgung und Witterungsschutz, werden im 
Rahmen der Betriebspflicht des Vorhabenträgers geregelt. Die Beweidung erfolgt durch einen 
erfahrenen Schäfer, wobei sich die Anzahl der Tiere nach der Flächengröße und dem Pflegekonzept 
richtet. Unterstände für Weidetiere sind in den Festsetzungen des Bebauungsplans berücksichtigt. 

Die Ausgleichsmaßnahmen sind im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetzt. Sie umfassen die 
Entwicklung von extensivem Grünland, strukturreicher Heckenbepflanzung zur Eingrünung sowie die 
Anlage einer Streuobstwiese. Diese Maßnahmen dienen der ökologischen Aufwertung, der 
landschaftlichen Einbindung der Anlage und dem langfristigen Erhalt naturnaher Strukturen. Die Pflege 
und Sicherung der Flächen wird vertraglich geregelt und liegt in der Verantwortung des 
Vorhabenträgers. Die vorgesehenen Maßnahmen sind an den Eingriff gekoppelt und daher 
grundsätzlich über die gesamte Dauer des Eingriffs zu erhalten. Eine Nutzung durch die Öffentlichkeit 
(z. B. zur Obsternte) ist nicht vorgesehen. 

Die Baugrenze des Solarparks sowie der Zaunverlauf sind in der Planzeichnung festgesetzt, damit ist die 
bebaubare Fläche eindeutig festgesetzt. Die Anlage hält die gesetzlichen Abstände zur Wohnbebauung 



 
Abwägungen zum Verfahren gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB               Stand 30.07.2026 

 
  Seite 49 von 50   

ein. Auch im Hinblick auf eine mögliche künftige Stallplanung auf benachbarten Flächen bestehen keine 
grundsätzlichen Einschränkungen. Es gibt keine gesetzlich festgelegten Mindestabstände zwischen 
einem Solarpark und einem Stallgebäude. Ein Stall darf grundsätzlich auch in unmittelbarer Nähe zu 
einer PV-Anlage errichtet werden, sofern keine funktionalen oder immissionsschutzrechtlichen Konflikte 
bestehen. Es obliegt dem Eigentümer einer Fläche, den Pächter zu wählen.  

Das Vorhaben wird im Rahmen der Bauleitplanung nach Baugesetzbuch behandelt. Die Fachbehörden 
wurden beteiligt. Die Themen Brandschutz, Blitzschutz und Schneelasten sind weiterhin im Rahmen der 
technischen Planung entsprechend der geltenden Normen zu berücksichtigen.  Es werden vorbeugende 
und abwehrende Brandschutzmaßnahmen getroffen. Im Falle eines Brandes wird durch kontrolliertes 
Abbrennen ein Flächenbrand verhindert. Vor Inbetriebnahme ist ein Feuerwehrplan zu erstellen und der 
örtlichen Feuerwehr zur Verfügung zu stellen. Die Kabel werden überall da, wo notwendig, durch 
Abdeckung vor den Schafen geschützt. Der Vorhabenträger betreibt zahlreiche Solarparks mit 
Schafbeweidung und besitzt daher viel Erfahrung damit, die Solarparks schafverträglich zu bauen.  

Der genaue Verlauf der Stromleitung wird im Rahmen der Ausführungsplanung festgelegt und ist nicht 
Gegenstand dieses Verfahrens. Eine Trassenführung über private Grundstücke erfolgt nur mit 
Zustimmung der Eigentümer oder im Rahmen öffentlich-rechtlicher Verfahren.  

Photovoltaikanlagen verursachen im laufenden Betrieb keine nennenswerten elektromagnetischen 
Felder. Die zulässigen Grenzwerte für elektrische und magnetische Felder sind in der 26. Bundes-
Immissionsschutzverordnung (BImSchV, sogenannte Elektrosmogverordnung) eindeutig geregelt und 
werden von den eingesetzten Anlagen deutlich unterschritten. Eine unzulässige Störung der 
nächstgelegenen Wohnbebauung in Form von Lärmbelästigung durch die Nebenanlagen der 
Photovoltaikanlage ist auszuschließen. Laut dem Leitfaden für die ökologische Gestaltung von 
Photovoltaikfreiflächenanlagen (Bayerisches Landesamt für Umwelt 2014) ergibt sich, dass bei einem 
Abstand des Transformators bzw. Wechselrichters von rund 20 m zu einem reinen Wohngebiet der 
Immissionsrichtwert der TA Lärm von 50 dB(A) am Tag sicher unterschritten wird. Zudem ist die Anlage 
in der Nacht nicht in Betrieb. (s. Umweltbericht 4.5.2). Sämtliche technischen Anlagen befinden sich auf 
dem Betriebsgelände und sind für betriebsfremde Personen nicht zugänglich. Ein dauerhafter Aufenthalt 
von Menschen in diesen Bereichen ist nicht vorgesehen. Zusammenfassend ist festzuhalten, dass durch 
den Betrieb der Photovoltaikanlage keine erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen des 
Naturhaushalts, angrenzender Wohngebiete oder der Erholungseignung der Landschaft infolge 
elektrischer oder magnetischer Felder zu erwarten sind. Die relevanten Fachbehörden wurden in dem 
Verfahren beteiligt, es wurden keine Bedenken hinsichtlich gesundheitlicher Gefahren geäußert.  

Die Gemeinde verfolgt mit der geplanten Freiflächenphotovoltaikanlage ausdrücklich das Ziel, einen 
wesentlichen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten. Gemeinden haben die Aufgabe, im Rahmen der 
kommunalen Entwicklungs- und Bauleitplanung den energiepolitischen Erfordernissen verstärkt 
Rechnung zu tragen. Dabei nehmen Klimaschutz und die Anpassung an die unvermeidbaren Folgen des 
Klimawandels eine herausgehobene Stellung ein und sind im Rahmen der Abwägung gemäß 
Baugesetzbuch zu berücksichtigen. Durch den Betrieb der Anlage können jährlich rund 627 Tonnen CO₂ 
eingespart werden (vgl. Umweltbericht, Kapitel 4.11). Zur Entsorgung der Solarmodule und übrigen 
Komponenten nach der Einstellung des Betriebs gelten die gesetzlichen Regelungen, wie zum Beispiel 
das Gesetz über das Inverkehrbringen, die Rücknahme und die umweltverträgliche Entsorgung von 
Elektro- und Elektronikgeräten (ElektroG). 

Eine Erweiterung der derzeit überplanten Fläche ist nicht vorgesehen. Unabhängig davon ist die 
Flächengröße durch den Beschluss des Gemeinderates auf maximal 6,5 ha Sondergebietsfläche 
begrenzt. Die ursprünglich vom Vorhabenträger vorgesehene Planungsfläche überschritt diese 
Flächengröße deutlich. Die Gemeinde legte jedoch bereits zu diesem Zeitpunkt großen Wert darauf, dass 
die Ausweisungen im Gemeindegebiet räumlich verteilt erfolgen. 



 
Abwägungen zum Verfahren gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB               Stand 30.07.2026 

 
  Seite 50 von 50   

Die Tagesordnungspunkte der öffentlichen Sitzungen sind den Bekanntmachungen zu entnehmen, 
welche ortsüblich veröffentlicht werden und für jeden Bürger einsehbar sind. Jedermann kann an den 
öffentlichen Sitzungen teilnehmen. Die Öffentlichkeit hat, ebenso wie die Behörden und Träger 
öffentlicher Belange, im Verfahren die Möglichkeit, Stellungnahmen abzugeben. Diese Einbeziehung der 
Bürger ist gesetzlich geregelt und wurde bzw. wird auch im gegenständlichen Verfahren eingehalten. 
Bezüglich der Verständlichkeit der Unterlagen ist darauf hinzuweisen, dass den Öffentlichen 
Bekanntmachungen zum Verfahren auch zu entnehmen war, dass die Unterlagen nicht nur im Internet 
sondern auch in ausgedruckter Form im Rathaus einsehbar waren und dass die Möglichkeit während 
der Beteiligung besteht, Auskünfte während der Veröffentlichungsfrist einzuholen, insbesondere über 
die wesentlichen Ziele und Auswirkungen der Planung.   

Das Amt für Flurbereinigung wurde ebenfalls am Verfahren beteiligt und hat keine Einwände erhoben.  

Die Sorgen hinsichtlich gesundheitlicher Auswirkungen, Flächenkonkurrenz und Landschaftsbild werden 
ernst genommen. Die Planung berücksichtigt diese Aspekte durch extensive Nutzung, technische 
Standards und transparente Verfahren.  

Im Ergebnis hält die Gemeinde mit Verweis auf die Begründung der Flächennutzungsplanänderung an 
der Planung fest. 

Beschlussvorschlag:   
Der Rat stimmt dem Abwägungsvorschlag zu.   
 
Ja-Stimmen: 

    

 
Nein-Stimmen: 

    

 

 

 
 


